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Analysen und Berichte Klimapolitik

Renate Neubäumer

Der Klimawandel wird weitergehen – eine 
unbequeme Wahrheit
Seit Mitte des 20. Jahrhunderts verändert sich das Erd- und Klimasystem dramatisch. Die 
weltweite Durchschnittstemperatur steigt und führt zur Zunahme von Extremwetterlagen 
und zum Rückgang der Artenvielfalt. Die Hauptursache dafür ist der durch den Menschen 
verursachte Anstieg der Konzentration von CO2 und anderen Treibhausgasen in der 
Atmosphäre. In Deutschland hat das zu der Forderung geführt, mehr gegen die Erderwärmung 
zu tun. Damit ist die Vorstellung verbunden, dass sich durch eine starke Reduktion des 
deutschen (und europäischen) CO2-Ausstoßes der Klimawandel eindämmen lässt und seine 
„schlimmsten Folgen“ verhindert werden können. Das ist eine Illusion, denn die bisherigen 
Klimaabkommen von Kyoto und Paris konnten und können einen starken Anstieg der 
weltweiten CO2-Emissionen nicht verhindern. „Eine unbequeme Wahrheit“*: Der Klimawandel 
wird weitergehen. In Deutschland ist ein Umdenken erforderlich.

DOI: 10.1007/s10273-019-2532-7

Die CO2-Konzentration in der Erdatmosphäre ist seit 
1960 steil angestiegen und hat im Mai 2019 mit fast 415 
ppmv einen neuen Spitzenwert erreicht.1 Dies hat in ho-
hem Maße anthropogene Ursachen. Der Hauptgrund ist 
die Verbrennung fossiler Energieträger, wie die Abnah-
me der Sauerstoffkonzentration in der Atmosphäre, Un-
tersuchungen zum Verhältnis der verschiedenen Kohlen-
stoffi sotope und Statistiken zum Einsatz fossiler Ener-
gieträger belegen.2 Eine weitere Ursache ist das Roden 
von Waldfl ächen. Da CO2 die langwelligen Wärmestrah-
lungen von der Erdoberfl äche absorbiert und teilweise 
wieder zur Erde zurücksendet, steigt durch eine höhere 
CO2-Konzentration die Oberfl ächentemperatur der Er-

* Titel des Oscar-prämierten Dokumentarfi lms von Al Gore.
1 Gemessen am Mauna Loa Observatorium auf Hawaii. Vgl. Scripps 

Institution of Oceanography, National Oceanic and Atmospheric 
Administration (NOAA): Earth System Research Laboratory, https://
www.esrl.noaa.gov/gmd/webdata/ccgg/trends/co2_data_mlo.pdf 
(6.11.2019).

2 Vgl. P. Ghosh, W. A. Brand: Stable isotope ratio mass spectrometry 
in global climate change research, in: International Journal of Mass 
Spectrometry, 228. Jg. (2003), H. 1, S. 1-33, https://www.bgc.mpg.
de/service/iso_gas_lab/publications/PG_WB_IJMS.pdf (6.11.2019). 

de.3 Es kommt zum Treibhauseffekt. Dieser hat sich – pa-
rallel zum Anstieg der CO2-Konzentration – stark erhöht, 
sodass die Durchschnittstemperatur auf der Erde zuneh-
mend über der der Klimareferenzperiode (1961 bis 1990) 
liegt. Als Folge hat sich das Klima grundlegend gewandelt.

Risiken bei weiter steigender Erderwärmung

 Bei weiter steigender Erdtemperatur besteht die Gefahr, 
dass in Teilen des Erd- und Klimasystems Prozesse auf-
treten, die sich selbst verstärkende Effekte auslösen, so-
bald bestimmte kritische Schwellenwerte (Kipppunkte 
oder „tipping points“) überschritten sind. Als Folge würde 
es zu „abrupten, drastischen Klimaänderungen“ kommen, 
die „die Anpassungsmöglichkeiten der menschlichen 
Gesellschaft übersteigen“. „Dies gilt besonders für sol-
che (Prozesse), in denen die bewirkten Änderungen nicht 
mehr umkehrbar sind.“4 Als Beispiele für solche Prozes-
se nennen Lenton et al.5 das Schmelzen des Grönländi-
schen Eisschildes und den daraus resultierenden Anstieg 
des Meeresspiegels, das Schmelzen der Eismassen in 
der Arktis, das zu abnehmendem Rückstrahlungsvermö-
gen der Erdoberfl äche (Albedo) und damit zum weiterem 
Abschmelzen des Meereises führt, die Austrocknung und 

3 Vgl. M. Reichstein: Universell und Überall. Der terrestrische Kohlen-
stoffkreislauf im Klimasystem, in: J. Marotzke, M. Stratmann (Hrsg.): 
Die Zukunft des Klimas. Neue Erkenntnisse, neue Herausforderun-
gen, München 2015, S. 123-136.

4 Umweltbundesamt: Kipp-Punkte im Klimasystem – Welche Gefahren 
drohen?, Hintergrundpapier, 2008, https://www.umweltbundesamt.de/
sites/default/fi les/medien/publikation/long/3283.pdf (12.11.2019), S. 1.

5 Vgl. T. M. Lenton et al.: Tipping elements in the Earth‘s climate system, 
in: Proceedings of the National Academy of Sciences, 105. Jg. (2008), 
H. 6, S. 1786-1793, www.pnas.org/cgi/doi/10.1073/pnas.0705414105.

Prof. Dr. Renate Neubäumer ist emeritierte Profes-
sorin für Volkswirtschaftslehre der Universität Kob-
lenz-Landau.
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den Kollaps des Amazonas-Regenwaldes sowie die Zu-
nahme und mögliche Persistenz des El-Niño-Phänomens.

Allerdings ist die Unsicherheit, ob solche Kipppunkte ein-
treten, relativ hoch, weil die ihnen zugrunde liegenden 
Prozesse noch nicht ausreichend erforscht sind. Deshalb 
haben Lenton et al. eine Expertenbefragung durchgeführt, 
um schätzen zu können, wie sensitiv die Prozesse auf die 
globale Erwärmung reagieren und wie gut die zugrunde-
liegenden physikalischen Mechanismen bekannt sind. 
Ihr Ergebnis war, dass der hier aufgeführte 1. und 2. Pro-
zess sehr empfi ndlich auf die Erderwärmung reagiert und 
dass die Unsicherheit hinsichtlich des physikalischen Me-
chanismus nur gering ist. Dagegen reagieren der 3. und 
4. Prozess weniger sensitiv auf die globale Erwärmung, 
und hinsichtlich der physikalischen Mechanismen besteht 
noch eine große Unsicherheit.6 Das Konzept von solchen 
Kipppunkte verdeutlicht, dass der Anstieg der CO2-Kon-
zentration in der Erdatmosphäre mit hoher Wahrschein-
lichkeit nicht zu einem allmählichen und gleichmäßigen 
Klimawandel führen wird, sondern das Risiko plötzlicher, 
nicht mehr rückgängig zu machender Prozesse mit sich 
bringt.

Klimaabkommen aus historischer Sicht

Bereits 1972 fand in Stockholm die erste UN-Umweltkon-
ferenz statt, auf der das Prinzip „Only One Earth“ ange-
nommen und ein sehr kompromissorientiertes und damit 
wenig wirksames Umweltprogramm beschlossen wurde.7 
Auf der  nächsten weltweiten Umweltkonferenz 1992 in Rio 
de Janeiro wurde unter anderem die UN-Klimarahmen-
konvention8 beschlossen. Sie verankerte völkerrechtlich 
verbindlich das Ziel, „die Treibhausgaskonzentrationen in 
der Atmosphäre auf einem Niveau“ zu stabilisieren, „auf 
dem eine gefährliche anthropogene Störung des Klima-
systems verhindert wird“. Gleichzeitig wies sie auf die „ge-
meinsamen, aber unterschiedlichen Verantwortlichkeiten“ 
von entwickelten und nicht-entwickelten Ländern für den 
Schutz des Klimasystems hin.9 Denn die anthropogenen 
CO2-Emissionen, die sich bis dahin in der Erdatmosphä-
re kumuliert hatten, waren nahezu ausschließlich von den 
entwickelten Ländern verursacht worden.10 „Folglich sol-
len [... diese Länder] bei der Bekämpfung der Klimaände-
rungen und ihrer nachteiligen Auswirkungen die Führung 
übernehmen“11. Daraus wurde später abgeleitet, dass nur 

6 Vgl. Umweltbundesamt, Kipp-Punkte, a. a. O.
7 Vgl. United Nations: The Stockholm Conference „only one earth“, 

London 1972.
8 United Nations Framework Convention on Climate Change (UNFCCC), 

https://unfccc.int/resource/docs/convkp/convger.pdf (12.11.2019).
9 Ebenda, Art. 2 und 3.
10 Vgl. B. Metz et al.: IPCC special report on carbon dioxide capture and 

storage, 2005, https://www.osti.gov/biblio/20740954 (12.11.2019).
11 Vgl. UNFCCC, a. a. O., Art. 3.

die Industrieländer und nicht auch die Schwellenländer ih-
ren CO2-Ausstoß verbindlich begrenzen sollten.

Beim Berliner Klimagipfel 1995 vereinbarten die Industrie-
länder erstmals verbindliche Reduktionsziele, die 1997 
zum Kyoto-Protokoll führten. Daran beteiligten sich zu-
nächst alle Industriestaaten und gingen völkerrechtlich 
verbindliche Verpfl ichtungen für den Treibhausgasaus-
stoß12 ein: Die Emissionen sollten 2008 bis 2012 im Ver-
gleich zu 1990 um durchschnittlich 5,1 % zurückgehen.13 
Dabei waren die Emissionsziele einheitlich defi niert und 
wiesen mit -8 % bis -6 % für fast alle Industrieländer die 
gleiche Größenordnung auf (vgl. Tabelle 1, Spalte 4). Damit 
die Industrieländer ihre zugesagten Emissionsziele errei-
chen konnten, erlaubten ihnen die Kyoto-Mechanismen, 
einen Teil ihrer Reduktionsverpfl ichtungen im Ausland 
zu erbringen. Dazu zählte vor allem der internationale 
Emissionshandel, bei dem jedes Land so viele Emissi-
onsrechte zugeteilt bekam, wie bei Einhaltung seines 
Reduktionsziels erforderlich waren. Konnte ein Land mit 
nationalen Maßnahmen seinen Treibhausgasausstoß nicht 
ausreichend verringern, so konnte es fehlende Emissions-
rechte von Ländern kaufen, die ihre Emissionen stärker 
als im Kyoto-Protokoll vereinbart gesenkt hatten. Nach ih-
ren Zusagen in Kyoto hatten alle 38 „Anhang-B-Länder“, 
d. h. die Industrieländer und ehemaligen Ostblockstaaten, 
deren Emissionsverpfl ichtungen in Anhang B des Kyoto-
Protokolls aufgezählt waren, das Abkommen auch unter-
schrieben. Allerdings konnte das Kyoto-Protokoll erst in 
Kraft treten, nachdem es von 55 Ländern mit mindestens 
55 % des CO2-Ausstoßes ratifi ziert worden war.14 Im Zuge 
dieses Ratifi kationsprozesses, der sich bis Ende 2004 hin-
zog, kam es zu einer Erosion des Kyoto-Abkommens, die 
sich auf folgende Prozesse zurückführen lässt:

• die Aushandlung, wie Kohlenstoffsenken durch Auf-
forstung und zusätzliche Emissionen durch Abholzen 
auf die Emissionsziele angerechnet werden;

• den Ausstieg der USA aus dem Kyoto-Protokoll und 
seine langwierige Ratifi zierung durch Russland und

12 Treibhausgase umfassen neben CO2 weitere klimaschädliche Gase 
wie Methan und Lachgas. Ihr Ausstoß wird in Kohlendioxid-Äqui-
valenten (CO2 eq) gemessen. Zuverlässige Daten für Treibhausga-
semissionen liegen nur für die Industrieländer (und wenige Schwel-
lenländer) vor, deshalb erfolgt hier die weltweite Analyse anhand von 
CO2-Daten. Vgl. EDGAR-Datenbank von M. Muntean et al.: Fossil CO2 
emissions of all world countries – 2018 Report, EUR 29433 EN, Publi-
cations Offi ce of the European Union, Luxemburg 2018.

13 Vgl. Protokoll von Kyoto zum Rahmenübereinkommen der Vereinten 
Nationen über Klimaänderungen, 1997, https://unfccc.int/resource/
docs/convkp/kpger.pdf (12.11.2019).

14 Die 55 %-Klausel bei der Ratifi zierung des Kyoto-Protokolls bezog sich 
auf den CO2-Ausstoß der 38 „Anhang B-Länder“ von 1990.
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• die schwindende Bereitschaft eines großen Teils der 
Teilnehmerländer, sich an ehrgeizigen Klimazielen zu 
beteiligen.

Maßnahmen, wie eine veränderte Landnutzung oder das 
Aufforsten von Wäldern werden im Kyoto-Abkommen auf 
die Emissionsziele der Teilnehmerländer angerechnet.15 
Dabei wurde lange über die konkrete Ausgestaltung der 
Anrechnungsregeln verhandelt mit dem Ergebnis: „LU-
LUCF accounting was benefi cial for most countries, total-
ling net emissions reductions of 420 Mt CO2 eq“16. Davon 
entfi el der größte Teil auf Russland und Australien (jeweils 
ein Drittel) sowie auf Japan. Die Anrechnungsregeln führ-
ten zu einer Aufweichung des durchschnittlichen Emissi-
onsziels der Kyoto-Teilnehmerstaaten: Es sank von 5,1 % 
auf 3,2 %.17

2001 hatten die USA beschlossen, das Kyoto-Protokoll 
nicht zu ratifi zieren, insbesondere weil China sich an den 
Treibhausgaseinsparungen nicht beteiligte und so einen 
nicht gerechtfertigten Vorteil im internationalen Wettbe-
werb erhielte.18 Da auf die USA rund 35 % des Treibhaus-
gasausstoßes der „Anhang-B-Staaten“ entfi elen, konn-
te die 55 %-Klausel für das Inkrafttreten des gesamten 
Kyoto-Abkommens nur erfüllt werden, wenn Russland 
zusammen mit weiteren Ostblockstaaten das Protokoll 
ratifi zierte.19 Dafür bot der im Kyoto-Protokoll vereinbarte 
internationale Emissionshandel einen starken Anreiz. Die 
Ostblockstaaten hatten im Zuge der Transformation ih-
rer Volkswirtschaften nach 1990 viele energie ineffi ziente 
Kraftwerke und Industrieanlagen stillgelegt und so ihren 
Treib hausgasausstoß stark reduziert. Er sank von 1990 
bis 1995 in Russland um fast 27 % und in der Ukraine um 
41 %. Dennoch hatten sich beide Länder im Kyoto-Proto-
koll nur verpfl ichtet, ihren Ausstoß von 2008 bis 2012 im 
Vergleich zu 1990 nicht zu erhöhen. Damit war absehbar, 
dass sie die ihnen zugeteilten Emissionsrechte zum größ-

15 Vgl. Protokoll von Kyoto zum Rahmenübereinkommen der Vereinten 
Nationen über Klimaänderungen, a. a. O., Artikel 3; UNFCCC: Land 
use, land-use change and forestry (LULUCF), https://unfccc.int/to-
pics/land-use/workstreams/land-use--land-use-change-and-fore-
stry-lulucf/background (3.8.2019); M. H. Babiker et al.: The evolution 
of a climate regime: Kyoto to Marrakech and beyond, in: Environmental 
Science & Policy, 5. Jg. (2002), H. 3, S. 195-206, http://web.mit.edu/
globalchange/www/MITJPSPGC_Reprint02-5.pdf (12.11.2019).

16 I. Shishlov, R. Morel, V. Bellassen: Compliance of the parties to the 
Kyoto Protocol in the fi rst commitment period, in: Climate Policy, 16. 
Jg. (2016), H. 6, S. 768-782, hier S. 774, http://dx.doi.org/10.1080/146
93062.2016.1164658 (12.11.2019).

17 Zu den Zahlenangaben vgl. ebenda sowie Spalte 6 in Tabelle 1.
18 Vgl. S.-E. Vezirgiannidou: The Kyoto Agreement and the pursuit of 

relative gains, in: Environmental Politics, 17. Jg. (2008). H. 1, S. 40-
57, https://www.researchgate.net/publication/248943786_The_Kyo-
to_Agreement_and_the_pursuit_of_relative_gains (12.11.2019).

19 Vom Treibhausgasausstoß der „Anhang-B-Staaten“ entfi elen etwa 
16 % auf Russland, 7½ % auf die ehemaligen Ostblockstaaten Euro-
pas und 5½ % auf die Ukraine.

ten Teil nicht benötigen würden und an andere Kyoto-
Staaten (gegen „harte Devisen“) verkaufen konnten.20 Da 
die Emissionsrechte der Transformationsländer auf Treib-
hausgaseinsparungen lange vor Kyoto zurückzuführen 
waren, stand hinter ihnen keine echte Minderung klima-
schädlicher Gase, sondern nur sogenannte „heiße Luft“. 
Diese betrug in der gesamten Erfüllungsperiode des Kyo-
to-Protokolls etwa 11 000 Mt CO2 eq,21 und ließ das durch-
schnittliche Emissionsziel der Kyoto-Teilnehmerstaaten 
weiter sinken.

Schon bald ließ sich bei einem großen Teil der Teilnehmer-
länder eine nachlassende Bereitschaft beobachten, sich 
an ehrgeizigen Klimazielen zu beteiligen. Dies lässt sich 
zum einen am Beschluss der EU15 zur sehr ungleichen 
Lastenverteilung des Emissionsziels von -8 % unter den 
15 Staaten ablesen: Während Dänemark und Deutschland 
(jeweils -21 %) sowie Österreich und Großbritannien (je-
weils -13 %) besonders hohe Reduktionsverpfl ichtungen 
übernahmen, wurden Irland und den Ländern im Süden 
Steigerungen ihrer Emissionen zwischen 13 % und 27 % 
zugestanden (vgl. Tabelle 1, Spalte 5). Dieses deutliche 
Nord-Süd-Gefälle lässt sich nur zum Teil auf die unter-
schiedliche wirtschaftliche Situation der Länder zurück-
führen; zusätzlich dürfte ihre divergierende Bereitschaft 
zum Klimaschutz eine Rolle gespielt haben.22 Zum ande-
ren beteiligte sich Nordamerika nicht am Kyoto-Protokoll. 
Nach der Nichtratifi zierung durch die USA trat Kanada 
2011 aus dem Abkommen aus. Schließlich sprangen bei 
der Vereinbarung von Kyoto 2 mit einer weiteren Verpfl ich-
tungsperiode (2012 bis 2020) auch noch Russland, Japan 
und Neuseeland ab. Damit waren die Europäer beim Kli-
maschutz fast unter sich und auf die verbleibenden Kyoto-
Staaten entfi elen nur noch etwa 15 % des globalen CO2-
Ausstoßes.23

Die Kyoto-Staaten von 2012 konnten ihr gemeinsames 
Ziel, die Treibhausgasemissionen um 4 % zu reduzieren, 
mit -24,2 % nicht nur erfüllen, sondern deutlich überer-
füllen. Die Hauptgründe waren die Finanzkrise 2008, die 
in der ersten Erfüllungsperiode (2008 bis 2012) eine welt-
weite Rezession auslöste, die Nicht(mehr)teilnahme der 
USA und Kanadas sowie umweltpolitische Maßnahmen. 
Insgesamt war die wesentliche Schwäche des Kyoto-
Protokolls die Nichtteilnahme der drei größten Emittenten 
klimaschädlicher Gase – China, USA und Indien – sowie 

20 Japan, die EU15 und Neuseeland waren die größten (Netto-)Impor-
teure von Emissionsrechten. Vgl. I. Shishlov et al., a. a. O.

21 Vgl. I. Shishlov et al., a. a. O., S. 771. 
22 Vgl. ND-GAIN Country Index, 2019, https://gain.nd.edu/our-work/

country-index/ (9.9.2019).
23 Vgl. Bundesministeriums für Umwelt, Naturschutz und nukleare Si-

cherheit: Verpfl ichtungsperioden, 2017, https://www.bmu.de/the-
men/klima-energie/klimaschutz/internationale-klimapolitik/kyoto-
protokoll/verpfl ichtungsperioden/ (26.5.2017).
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Anteil am
globalen 

CO2-
Ausstoß

Änderung des CO2-
Ausstoßes

Emissionsziele im Kyoto-Protokoll Tatsächlich erreichte 
Treibhausgasminde-
rung mit LULUCF-

Anrechnung5

Ursprüngli-
che Werte

Werte nach 
Lastenverteilung 

in der EU15

Änderung durch 
LULUCF-

Senkung (-)4

Länder1 19902 zwischen 1990 und 19953 zwischen 1990 und 2008 bis 2012

Österreich 0,3 +3,7 -8 -13 -1,7 +3,2

Belgien 0,5 +5,6 -8 -8 +0,1 -13,9

Dänemark 0,2 +14,9 -8 -21 -2,5 -17,3

Finnland 0,3 +4,0 -8 0 -0,8 -5,5

Frankreich 1,8 -1,2 -8 0 -0,6 -10,5

Deutschland 4,6 -9,8 -8 -21 -0,6 -24,3

Griechenland 0,4 +7,7 -8 +25 -0,4 +11,5

Irland 0,2 +7,4 -8 +13 -5,9 +5,1

Italien 2,0 +2,0 -8 -6 -2,9 -7,0

Niederlande 0,7 +9,9 -8 -6 +0,2 -6,2

Portugal 0,2 +22,0 -8 +27 -16,9 +5,5

Spanien 1,0 +10,9 -8 +15 -3,6 +20,0

Schweden 0,3 +8,4 -8 +4 -2,9 -18,2

Großbritannien 2,7 -6,0 -8 -13 -0,4 -23,0 

EU15 15,1 -1,5 -8 -8 -1,4 -13,1 (-11,7)

Australien 1,2 +9,8 +8 8 -27,1 +3,2

Kanada (2011 ausgetreten) 2,1 +7,4 -6 -6 0,0 +18,5

Japan 5,2 +6,2 -6 -6 -3,9 -2,5

Norwegen 0,2 +14,4 +1 +1 -3,0 +4,6

Schweiz 0,2 -0,5 -8 -8 -3,1 -3,9

USA (nicht ratifi ziert) 23,1 +5,8 -7 -7 0,0 +9,5

Transformationsländer in Europa (11)6 4,9 -19,3 -6 bis -8 -6 bis -8 – –

Russland 10,8 -26,6 0 0 -3,6 -36,3

Ukraine 3,6 -41,1 0 0 -0,5 -57,1

Transformationsländer (13)6 19,2 -27,4 -1,9 -1,9 -2,5 -40,5

Kyoto-Staaten von 2012

 ohne USA und Kanada (36) 41,3 -12,1 -4,0 -4,0 -2,9 -24,2 (-21,3

 ohne Transformationsländer6 (23) 22,1 +1,2 -6,0 -6,0 -3,6 -9,2   (-5,6)

ohne Transformationsländer6, aber 
mit USA und Kanada (25) 47,2 +3,7 -6,5 -6,5 -1,8 +1,0   (+2,8)

Tabelle 1
Ziele und CO2- bzw. Treibhausgasemissionen der Teilnehmerstaaten am Kyoto-Protokoll
in %

1 Länder mit einem CO2-Anteil von unter 0,2 % 1990 sind nicht aufgeführt, werden aber in den Summen für die Ländergruppen berücksichtigt.  2 Das Ba-
sisjahr für die Emissionsziele ist in der Regel 1990; nur bei einigen Transformationsländern gibt es abweichende Basisjahre.  3 Beim Abschluss des Kyoto-
Protokolls 1997 lagen die Daten für 1995 vor.  4 LULUCF steht für die Anrechnung der Senkung (-) bzw. Erhöhung (+) des Treibhausgasausstoßes durch 
„land use, land-use change, and forestry“ auf die Emissionsziele.  5 Bei den blau unterlegten Zahlen wurden die Emissionsziele mit LULUCF-Anrechnung 
nicht erreicht. Die Werte in Klammern geben die erreichten Treibhausgasminderungen ohne LULUCF-Anrechnung an.  6 Als Transformationsländer wer-
den ehemalige Ostblockstaaten bezeichnet, die sich in einem Transformationsprozess befi nden.

Quellen: eigene Berechnungen anhand der EDGAR-Datenbank von M. Muntean et al.: Fossil CO2 emissions of all world countries – 2018 Report, EUR 29433 EN, 
Publications Offi ce of the European Union, Luxemburg 2018; Protokoll von Kyoto zum Rahmenübereinkommen der Vereinten Nationen über Klimaänderungen, 
1997, https://unfccc.int/resource/docs/convkp/kpger.pdf (12.11.2019); I. Shishlov, R. Morel, V. Bellassen: Compliance of the parties to the Kyoto Protocol in the 
fi rst commitment period, in: Climate Policy, 16. Jg. (2016), H. 6, S. 774, http://dx.doi.org/10.1080/14693062.2016.1164658 (12.11.2019).

das Ausscheiden des viert- und fünftgrößten Emittenten 
– Russland und Japan – in der zweiten Verpfl ichtungs-
periode. Auf diese fünf Länder entfi elen 2017 60% des 
weltweiten CO2-Ausstoßes. Entsprechend ernüchtert 
fi el eine Bilanz zehn Jahre nach Inkrafttreten des Kyo-
to-Protokolls aus: „Es sollte die Initialzündung für einen 
globalen Klimaschutz werden. Doch tatsächlich ist die 

Staatengemeinschaft in all den Jahren keinen Schritt 
weitergekommen.“24

24 M. Köpcke: Kyoto-Protokoll – Erbittertes Feilschen um den Klima-
schutz. Beitrag im Deutschlandfunk am 6.6.2015, https://www.
deutschlandfunkkultur.de/kyoto-protokoll-erbittertes-feilschen-um-
den-klimaschutz.932.de.html?dram:article_id=311708 (6.11.2019).
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ler Selbstverpfl ichtungen“27, das nahezu keine Aussage 
über die angestrebte Höhe des gesamten Treibhausgas- 
oder CO2-Ausstoßes aller Teilnehmerstaaten in einem be-
stimmten Jahr zulässt.28 Besonders problematisch ist je-
doch, dass für die Einhaltung der nationalen Klimabeiträge 
keine völkerrechtlich verbindliche Verpfl ichtung besteht. 
Es fi ndet nur alle fünf Jahre „eine weltweite Bestandsauf-
nahme“ statt, um die „gemeinsamen Fortschritte bei der 
Verwirklichung des Zwecks dieses Übereinkommens und 
seiner langfristigen Ziele zu bewerten“29.

Die weltweiten CO2-Emissionen sind von 1990 bis 2017 
um fast 64 % auf 37,1 Gt gestiegen (vgl. Tabelle 2). Davon 
entfi elen rund zwei Drittel auf die zehn größten Emittenten 
– angeführt von China und den USA – und davon wieder-
um 21 % auf vier Industrieländer, 42½ % auf vier Schwel-
lenländer und 3½ % auf zwei OPEC-Staaten. Damit hat 
der CO2-Ausstoß der zehn Größten seit 1990 um 11,2 Gt 
oder fast 82 % zugenommen.

27 M. Frondel: Globales Preisabkommen für Treibhausgase: ein Weg zu ef-
fektivem Klimaschutz?, in: Wirtschaftsdienst, 99. Jg. (2019), H. 3, S. 168.

28 Dies zeigen unsere Schätzungen für die Begrenzung des Treibhaus-
gasausstoß bis 2030 für die zehn größten Emittenten, die zahlreiche 
Umrechnungen und Annahmen erforderlich machen.

29 Vgl. Artikel 4 des Pariser Abkommens.

Das große Verdienst des Pariser Klimaabkommens von 
2016 ist, dass es erstmals ein klares quantitatives Ziel für 
den Klimaschutz gesetzt hat: Der Anstieg der Erderwär-
mung soll bis zum Ende dieses Jahrhunderts auf deutlich 
unter 2°C – möglichst auf 1,5°C – gegenüber dem vorin-
dustriellen Niveau begrenzt werden.25 Des Weiteren ist es 
gelungen, neben den Industrieländern auch die meisten 
großen Schwellenländer einzubeziehen. Der Preis da-
für war allerdings hoch. Es wurde ein Bottom-up-Ansatz 
gewählt, bei dem jedes teilnehmende Land sein Klima-
ziel eigenständig festgelegt hat.26 Dazu brauchte es nur 
seinen nationalen Klimabeitrag (Nationally Determined 
Contribution – NDC) beim Sekretariat der UN-Klimarah-
menkonvention einzureichen. Der Nachteil dieser Vorge-
hensweise ist, dass es keine einheitlichen und von allen 
Teilnehmerstaaten als fair empfundenen Ziele mehr gibt. 
Jedes Land konnte eine beliebige Bezugsgröße sowie sein 
eigenes Basisjahr und seinen eigenen Erfüllungszeitraum 
wählen. Das Ergebnis war ein „Sammelsurium ... nationa-

25 Vgl. Artikel 4 des Pariser Abkommens.
26 Vgl. Deutsche Gesellschaft für die Vereinten Nationen (DGNV): Die 

freiwilligen Selbstverpfl ichtungen des Pariser Klimavertrags, 2017, 
https://dgvn.de/meldung/die-freiwilligen-selbstverpfl ichtungen-des-
pariser-klimavertrags (12.11.2019).

Tabelle 2
Entwicklung des weltweiten CO2-Ausstoßes1 in den zehn größten Emissionsländern von 1990 bis 2017

1 Nur für den CO2-Ausstoß und nicht für das CO2-Äquivalent der Treibhausgas-Emissionen (CO2 eq) liegen weltweit Länderdaten vor.  2 Der Rückgang des CO2-Aus-
stoßes der EU28 (ohne Deutschland) hat dazu geführt, dass der weltweite der CO2-Ausstoß prozentual weniger gestiegen ist als der der zehn größten Emittenten.

Quellen: EDGAR-Datenbank von M. Muntean et al.: Fossil CO2 emissions of all world countries – 2018 Report, EUR 29433 EN, Publications Offi ce of the 
European Union, Luxemburg 2018; World Bank: Open Data, https://data.worldbank.org/ (7.8.2019), nur für die Bevölkerungszahlen von 1960.

CO2-
Ausstoß

Anteil an weltwei-
tem CO2-Ausstoß

Anstieg des CO2- 
Ausstoßes

CO2-Ausstoß
je Einheit BIP

CO2-Ausstoß 
pro Kopf Bevölkerung Bevölkerungswachstum

2017 2017 seit 1990 seit 2005 2017 2017 2017 seit 1990 seit 1960

in Mt in % in Mt in % in Mt
in t/BIP in 
1000 US-$ in t/Kopf in Mio. in Mio. in % in %

10 größte CO2 -Emittenten 24 922 67,2 11 188 81,5 5 725 - 6 868 3 629 839 30,1 118

Industrieländer 7 842 21,2 133 1,7 -825 - 13 740 571 87 18,0 57

USA (2.) 5 107 13,8 21 0,4 -864 0,289 15 741 325 72 28,5 80

Japan (5.) 1 321 3,6 171 14,9 44 0,267 10 360 128 3 2,4 37

Deutschland (6.) 797 2,1 -222 -21,8 -41 0,213 9 700 82 3 3,8 14

Kanada (10.) 617 1,7 161 35,4 36 0,382 16 855 37 9 32,2 105

Schwellenländer 15 770 42,5 10 118 179,0 6 047 - 5 357 2 944 711 31,8 132

China (1.) 10 877 29,3 8 480 353,8 4 614 0,512 7 717 1 410 237 20,2 108

Indien (3.) 2 455 6,6 1 849 305,1 1 244 0,285 1 833 1 339 469 53,9 198

Russland (4.) 1 765 4,8 -614 -25,8 31 0,485 12 257 144 -4 -2,4 21

Südkorea (7.) 673 1,8 403 149,3 158 0,364 13 207 51 8 18,9 106

OPEC-Staaten 1 310 3,5 937 251,3 503 - 11 483 114 42 57,4 339

Iran (8.) 671 1,8 465 224,7 204 0,434 8 273 81 25 44,5 271

Saudi-Arabien (9.) 639 1,7 473 284,4 299 0,395 19 393 33 17 101,8 706

Nachrichtlich:

Welt 37 077 100,0 14 403 63,5 7 028 0,319 4 915 7 544 2 216 41,6 148

EU28 3 548 9,6 -861 -19,5 -702 0,186 6 972 509 32 6,6 -

EU28 ohne Deutschland2 2 752 7,4 -639 -18,9 -661 - 6 447 427 29 7,2 -
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In den vier Industrieländern haben die CO2-Emissionen 
seit 1990 nur noch um 1,7 % zugenommen und sind seit 
2005 sogar um rund 10 % zurückgegangen. Vor allem aber 
kann mit weiter sinkenden CO2-Emissionen gerechnet 
werden, wenn die verschiedenen Industrieländer die von 
ihnen zugesagten NDC30 erbringen.

Die USA haben zwischen 1990 und 2017 ihren CO2-Aus-
stoß nur noch um ½ % erhöht (vgl. Tabelle 2). Ihr CO2-Aus-
stoß hatte seinen Höhepunkt 2005 erreicht und war erst 
anschließend deutlich gesunken. Im Pariser Abkommen 
haben sich die USA verpfl ichtet, ihren CO2-Ausstoß von 
2005 bis 2025 um 26 % bis 28 % zu senken. Im Vergleich 
zu 1990 bedeutet das bis 2030 einen Rückgang zwischen 
19½ % und 22 %. Allerdings ist mit wieder steigenden 
CO2-Emissionen der USA zu rechnen, nachdem sie 2017 
ihren Austritt aus dem Pariser Klimaabkommen einge-
reicht haben.

Japans CO2-Ausstoß war von 1990 bis 2005 um 11 % 
gestiegen und hat bis 2017 um weitere 4 Prozentpunkte 
zugenommen. Dies ist vor allem auf die Nuklearkatastro-
phe in Fukushima 2011 zurückzuführen, die Japan zwang, 
seine Energiestrategie grundlegend zu verändern. Vor 
diesem Hintergrund gab Japan als Klimabeitrag an, sei-
ne CO2-Emissionen zwischen 2005 und 2030 um 24½ % 
(oder knapp 330 Mt) zu reduzieren. Das entspricht einem 
Rückgang von 17 % gegenüber 1990, der allerdings kaum 
noch erreicht werden kann.

Kanada hatte seine CO2-Emissionen von 1990 bis 2017 um 
35 % und damit von den vier Industrieländer am stärksten 
erhöht. Im Rahmen des Pariser Abkommens hat sich das 
Land auf einen Klimaschutzbeitrag von -30 % zwischen 
2005 und 2030 festgelegt, was gegenüber 1990 zu einem 
Rückgang von 11 % führen würde. Allerdings ist der CO2-
Ausstoß Kanadas nach 2005 weiter angestiegen, sodass 
die Einhaltung seines NDC in weite Ferne gerückt ist.

Als einziges der vier Industrieländer hatte Deutschland 
seinen CO2-Ausstoß bereits von 1990 bis 2005 um knapp 
18 % gesenkt. Dabei ist der Rückgang seiner Emissionen 
allerdings um 8 bis 9 Prozentpunkte niedriger anzusetzen, 
wenn man Wiedervereinigungseffekte herausrechnet: Von 
1990 bis 1995 war der ostdeutsche CO2-Ausstoß trans-
formationsbedingt stark zurückgegangen,31 während der 
westdeutsche aufgrund des Wiedervereinigungs-Booms 
gestiegen war. Von 2005 bis 2017 nahmen die deutschen 

30 Vgl. UN-Klimasekretariat, http://www4.unfccc.int/ndcregistry/Pages/
All.aspx (12.11.2019).

31 Vgl. J. Schleich et al.: Greenhouse gas reductions in Germany – Lucky 
strike or hard work?, in: Climate Policy, 1. Jg. (2001), H. 3, S. 363-380, ht-
tps://www.researchgate.net/publication/233646157_Greenhouse_gas_
reductions_in_Germany_-_Lucky_strike_or_hard_work (12.11.2019).

CO2-Emissionen nur noch um 5 % ab. Dabei spielte eine 
Rolle, dass in vielen Bereichen bereits relativ hohe Ener-
giestandards galten. Hinzu kam der Ausstieg aus der 
Kernenergie. Dadurch hat der zunehmend aus erneuer-
baren Energien verfügbare Strom nicht die Verstromung 
von Kohle und Gas vermindert, sondern nur den Strom 
aus Kernkraft ersetzt.32 Insgesamt ist der deutsche Treib-
hausgasausstoß zwischen 1990 und 2017 um knapp 22 % 
zurückgegangen (bzw. um 11 % bis 12 % ohne den Wie-
dervereinigungseffekt).

Als Mitglied der EU28 hat sich Deutschland im Pariser Ab-
kommen zum weitestgehenden Klimaschutzbeitrag ver-
pfl ichtet, einer Reduktion seines Treibhausgasausstoßes 
um 40 % bis 2030 im Vergleich zu 1990. Zur Erreichung 
dieses Ziel haben sich die EU28-Staaten auf EU-interne 
Regelungen geeinigt, die die Lasten unterschiedlich auf 
die Mitgliedstaaten verteilen. Daraus resultiert, dass 
Deutschland seinen Treib hausgasausstoß bis 2030 ge-
genüber 1990 um 51 % senken muss.33 Dieses Ziel lässt 
sich nur mit großen Anstrengungen erfüllen, denn vor den 
klimapolitischen Maßnahmen im September 2019 wurde 
geschätzt, dass der deutsche Treibhausgasausstoß bis 
2030 um 42 % sinken wird.

Insgesamt haben sich die Industrieländer im Pariser Klima-
abkommen nur zu geringen Reduktionen ihrer CO2-Emis-
sionen bis 2030 verpfl ichtet, wobei unsicher ist, ob diese 
Ziele überhaupt eingehalten werden. Das ändert aller-
dings nichts an der Tatsache, dass die Industrieländer den 
starken Anstieg des CO2-Ausstoßes der vier Schwellen-
länder und der beiden OPEC-Staaten zwischen 1990 und 
2017 nicht vollständig kompensieren können. Dazu hätte 
es auch nicht gereicht, wenn die vier emissionsstärksten 
Industrieländer und die EU28 bereits 2017 Klimaneutralität 
erreicht hätten. Vor allem aber hätte dann keinerlei Spiel-
raum mehr bestanden, um den weiteren Anstieg bei den 
anderen großen Emittenten zu kompensieren.

Zentrale Rolle der Schwellenländer und OPEC-
Staaten

Die Schwellenländer – allen voran China und Indien – ha-
ben ihren CO2-Ausstoß 2017 im Vergleich zu 1990 auf das 
2,8-Fache erhöht und damit 10,2 Gt mehr CO2 emittiert 
(vgl. Tabelle 2). Allerdings leben heute in den vier Schwel-
lenländern, dem Iran und Saudi-Arabien etwa 3060 Mio. 
Menschen im Vergleich zu nur 570 Mio. in den vier Indus-
triestaaten. Entsprechend haben die Industrieländer mit 

32 Vgl. Bundesregierung: Projektionsbericht 2017 für Deutschland, 2017, 
https://www.bmu.de/download/projektionsbericht-der-bundesregie-
rung-2017/ (12.11.2019), S. 244.

33 Der Wert gilt nur ohne Handel mit europäischen Emissionszertifi katen.
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13 700 t CO2-Ausstoß pro Kopf einen 2½ mal so hohen 
Ausstoß wie die Schwellenländer und einen 1¼ mal so 
hohen wie die OPEC-Staaten. Dabei bestehen allerdings 
enorme Unterschiede innerhalb der Ländergruppen: z. B. 
emittierte Deutschland 9700 t pro Kopf im Vergleich zu 
7700 in China, 15 700 in den USA und 19 400 in Saudi-Ara-
bien (vgl. Tabelle 2).

Chinas CO2-Ausstoß ist seit 1990 auf das 4½-Fache ge-
stiegen und machte 2017 fast 30 % der globalen CO2-
Emissionen aus. Dahinter steht ein beispielloses Wirt-
schaftswachstum: 1990 betrug das chinesische BIP erst 
ein Drittel des deutschen, 2004 hatte China gleichgezo-
gen, und 2017 war sein BIP 2,6 mal so hoch wie das deut-
sche.34 Im gleichen Zeitraum nahm die chinesische Bevöl-
kerung um rund 240 Mio. zu und erreichte mit 1410 Mio. 
rund ein Fünftel der Weltbevölkerung. Vor diesem Hinter-
grund hat sich China im Pariser Abkommen verpfl ichtet, 
von 2005 bis 2020 seinen CO2-Ausstoß pro Einheit seines 
BIP, d. h. seine CO2-Intensität, um 40 % bis 45 % zu sen-
ken. Dem steht allerdings ein deutlich höherer Anstieg des 
chinesischen BIP gegenüber, sodass sein CO2-Ausstoß 
auch in Zukunft noch stark steigen dürfte. Schreibt man 
den angestrebten Rückgang der CO2-Intensität fort und 
unterstellt ein Wirtschaftswachstum von 5 % bzw. 6 % pro 
Jahr, so steigt der CO2-Ausstoß Chinas von 2017 bis 2030 
um etwa 1700 Mt bis 4100 Mt.

Indien hat – von niedrigem Niveau aus – seinen CO2-Aus-
stoß 2017 im Vergleich zu 1990 um 1,85 Gt erhöht und da-
mit vervierfacht. Auch Indien hatte ein hohes Wirtschafts-
wachstum, das aber deutlich hinter dem chinesischen 
zurückblieb. Dagegen wuchs seine Bevölkerung erheblich 
stärker als die chinesische. Sie hat sich seit 1960 verdrei-
facht und erreichte 2017 1340 Mio. Menschen. In seinem 
NDC für das Pariser Abkommen weist Indien selbst auf sei-
ne riesige Bevölkerung und auf die schlechte Lage vieler 
Inder hin: 30 % der Bevölkerung leben in Armut, 25 % ha-
ben keinen Zugang zu elektrischem Strom und 8 % keinen 
Zugang zu sauberem Trinkwasser.35 Die dringend erfor-
derliche Entwicklung des Landes soll möglichst umwelt-
verträglich erfolgen. Entsprechend verpfl ichtet sich Indien 
in seinem Klimaschutzbeitrag, seine CO2-Intensität bis 
2030 im Vergleich zu 2005 um 33 % bis 35 % zu senken. 
Unterstellt man, dass dieser Rückgang der CO2-Intensität 
zwischen 1990 und 2030 gleichmäßig erfolgt und dass 
Indiens Wirtschaft weiterhin jährlich um 7 % wächst, so 
bedeutet das einen weiteren Anstieg des indischen CO2-
Ausstoßes um 2270 Mt bis 2350 Mt von 2017 bis 2030.

34 BIP in US-Dollar zu konstanten Preisen von 2010.
35 Vgl. den von Indien bei den Vereinten Nationen eingereichten NDC, 

https://www4.unfccc.int/sites/ndcstaging/PublishedDocuments/In-
dia%20First/INDIA%20INDC%20TO%20UNFCCC.pdf (12.11.2019). 

Von Russland ist kein wesentlicher Beitrag zum Anstieg 
(oder Rückgang) der globalen CO2-Emissionen zu er-
warten, während Südkorea sich in seinem NDC zu einem 
Rückgang seiner Emissionen um rund 20 % zwischen 
2017 und 2030 verpfl ichtet hat. Dagegen ist bei den bei-
den größten Emittenten unter den OPEC-Staaten, Saudi-
Arabien und Iran, mit einem weiteren starken Anstieg ihres 
CO2-Ausstoßes zu rechnen, vor allem weil ihre Bevölke-
rung stark gewachsen ist und noch wächst.

Insgesamt ist auch bei Einhaltung des Pariser Klimaab-
kommens allein in den beiden größten Schwellenländern 
von 2017 bis 2030 mit einer Zunahme des CO2-Ausstoßes 
um 4000 Mt bis 6300 Mt zu rechnen, zu denen noch der 
schwer zu quantifi zierende Anstieg bei den beiden OPEC-
Staaten kommt. Dem stünden Einsparungen von etwa 
3300 Mt bis 3500 Mt CO2 gegenüber, wenn die USA, Ja-
pan und ganz Europa ihre Klimaziele für 2030 vollständig 
einhalten würden. Damit rückt Klimaneutralität, wie sie die 
meisten Umweltwissenschaftler spätestens in der zweiten 
Hälfte dieses Jahrhunderts für erforderlich halten, um die 
Erderwärmung auf 1,5°C bis höchstens 2°C zu begrenzen, 
in weite Ferne.36 Nach Schätzungen des Climate Action 
Trackers (CAT) wird selbst bei Einhaltung aller Zusagen 
aus dem Pariser Klimaabkommen die globale Temperatur 
bis zum Ende dieses Jahrhunderts um 2,7°C bis 3°C ge-
genüber dem vorindustriellen Zeitalter steigen,37 d. h. der 
Klimawandel wird weitergehen.

Klimaschutz als weltweite Aufgabe

Daran wird auch die Einhaltung besonders ambitionier-
ter Klimaziele in Deutschland nichts ändern. Denn selbst 
wenn schon heute das Ziel für 2030, den Treibhausgas-
ausstoß um 55 % gegenüber 1990 zu reduzieren, erreicht 
wäre, würde der weltweite CO2-Ausstoß von 37 100 Mt nur 
um knapp 440 Mt sinken. Ein extrem hoher Klima beitrag 
Deutschlands wäre nur ein Tropfen auf den heißen Stein. 
„Für eine wirksame Eindämmung der Erderwärmung … ist 
ein global koordiniertes, gemeinsames Vorgehen unver-
zichtbar [... Denn] der Klimawandel (wird) von allen Staaten 
und Individuen weltweit gemeinsam beeinfl usst“38.

Deshalb muss Deutschland

• seine Vorreiterrolle im Klimaschutz infrage stellen;

36 Nach Berechnungen des IPCC erfordert eine Begrenzung der globa-
len Erwärmung auf maximal 2°C bis 2100, dass Klimaneutralität et-
wa um 2070 erreicht wird; für eine Begrenzung auf 1,5°C müsste Kli-
maneutralität bereits 2050 erreicht sein. Vgl. Sachverständigenrat zur 
Begutachtung der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung (im Folgenden 
Sachverständigenrat für Wirtschaft): Aufbruch zu einer neuen Klima-
politik, Sondergutachten, 2019, Z. 21.

37 Vgl. ebenda, Z. 17 sowie Abb. 2, S. 17.
38 Ebenda, Z. 5 (Kurzfassung).
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• seine begrenzten volkswirtschaftlichen Ressourcen ef-
fi zient für den Klimaschutz einsetzen und auf nationale 
Alleingänge verzichten;

• Länder mit niedrigen Vermeidungskosten bei CO2-Ein-
sparungen gemeinsam mit anderen Staaten unterstüt-
zen und

• das weltweit zu hohe Bevölkerungswachstum – und 
seine Gefahren für die Erderwärmung – berücksichti-
gen.

Klimaschutz ist ein öffentliches Gut, bei dem die Länder, 
die nicht zu seiner Erreichung beitragen, nicht ausge-
schlossen werden können. Entsprechend besteht die Ge-
fahr von Trittbrettfahrertum, bei dem einige Länder selbst 
möglichst wenige Lasten für die Reduktion ihres Treib-
hausgasausstoßes übernehmen, weil sie darauf setzen, 
dass andere ihre Emissionen stark reduzieren und dafür 
hohe Kosten in Kauf nehmen. Deshalb unterbleibt eine 
Beschränkung der globalen Treibhausgasemissionen, 
obwohl sie aus weltweiter Perspektive günstiger wäre als 
ein dauerhafter Klimawandel.39 Das „Öffentliche-Gut-Pro-
blem“ lässt sich nicht durch Alleingänge lösen, d. h. da-
durch, dass ein Land (Deutschland) oder eine Gruppe von 
Ländern (Europa) dauerhaft eine Vorreiterrolle übernimmt. 
Denn das bewirkt keine starken kollektiven Anstrengun-
gen der anderen Länder.40 Dafür sprechen auch die Erfah-
rungen mit der Umsetzung des Kyoto-Protokolls und des 
Pariser Klimaabkommens.

Stattdessen sollte Deutschland (zusammen mit den an-
deren Staaten der EU28) auf internationale Abkommen 
hinarbeiten, bei denen die vereinbarten Anstrengungen 
der anderen Industrieländer den eigenen entsprechen 
und auch die Schwellenländer ihren Beitrag leisten. Noch 
wichtiger ist, dass die vereinbarten Klimaschutzbeiträge 
auch Zug um Zug nach dem Prinzip von Leistung und Ge-
genleistung (Reziprozität) erbracht werden und es so zu 
einer stärkeren internationalen Kooperation kommt. Ohne 
Abkehr von der bisherigen Vorreiterrolle und ohne stär-
kere internationale Zusammenarbeit besteht sogar die 
Gefahr, dass trotz relativ hoher Treibhausgaseinsparun-
gen der EU weltweit mehr klimaschädliche Gase emittiert 
werden.

39 Vgl. IPCC: Fourth Assessment Report Climate Change, Cambridge 
2007, zitiert nach H. Bardt: Emissionsvermeidung oder Anpassung 
an den Klimawandel: Welche Zukunft hat die Klimapolitik?, in: ifo 
Schnelldienst, 64. Jg. (2011), H. 5, S. 3.

40 Vgl. z. B. J. O. Ledyard: Public goods: A survey of experimental re-
search, in: J. H. Kagel, A. E. Roth (Hrsg.): The Handbook of experi-
mental economics, Princton and Oxford 1995, S. 111-194.

Effi zienter Einsatz von knappen Ressourcen

Die begrenzten volkswirtschaftlichen Ressourcen sollten 
effi zient für den Klimaschutz eingesetzt werden, d. h. dort, 
wo die Kosten, um die Emission einer Tonne Treibhausgas 
zu vermeiden, niedrig sind. Denn durch eine Verlagerung 
der Einsparanstrengungen von Bereichen mit hohen Ver-
meidungskosten in Bereiche mit niedrigen Vermeidungs-
kosten lassen sich die Gesamtkosten für ein bestimmtes 
Reduktionsziel senken, oder es lassen sich mit gleichen 
Ressourcen mehr klimaschädliche Gase vermeiden.41 Ein 
umweltpolitisches Instrument zur Erreichung niedriger Ver-
meidungskosten ist der Handel mit Emissionszertifi katen.42

Eine effi ziente deutsche Klimapolitik erfordert, eine Min-
derung des EU-weiten Treibhausgasausstoßes anzustre-
ben, statt auf niedrigere deutsche Emissionen abzustellen.  
Die EU hat zur Erreichung ihres Klimaziels, den Treibhaus-
gasausstoß ihrer 28 Mitgliedstaaten um 40 % (zwischen 
1990 und 2030) zu reduzieren, zum einen das Emissions 
Trading System (ETS) für die Energiewirtschaft und die 
Industrie eingeführt.43 Mit Initiierung dieses EU-weiten 
Emissionshandels ist sie explizit von nationalen Redukti-
onszielen abgerückt. Zum anderen hat sie für die Berei-
che Verkehr, Gebäude und Sonstige, die Nicht-ETS-Sek-
toren sind, ein Minderungsziel von 30 % (zwischen 2005 
und 2030) vorgegeben. Daraus wurden länderspezifi sche 
Ziele abgeleitet, die die unterschiedliche wirtschaftliche 
Leistungsfähigkeit ihrer Mitgliedstaaten berücksichtigen 
und zwischen -40 % und 0 % liegen. Deutschland hat die 
Vorgabe, den Treibhausgasausstoß in seinen Nicht-ETS-
Sektoren um 38 % zu reduzieren. Die EU hat sowohl in 
den Sektoren mit als auch ohne Emissionshandel ihr Zwi-
schenziel für 2020 bereits vorzeitig erreicht,44 sodass sie 
2030 ihren Klimaschutzbeitrag für das Pariser Abkommen 
wohl auch erfüllen kann.

41 Zu den sehr unterschiedlichen Vermeidungskosten verschiedener kli-
mapolitischer Maßnahmen vgl. H. Bardt, T. Schaefer: Verteilungspro-
bleme und Ineffi zienz in der Klimapolitik, IW-Kurzbericht, Nr. 1/2018, 
https://www.iwkoeln.de/fi leadmin/user_upload/Studien/Kurzberichte/
PDF/2018/IW-Kurzbericht_1_2018_Verteilungsprobleme_und_Ineffi zi-
enz_in_der_Klimapolitik.pdf (12.11.2019).

42 Ein weiteres umweltpolitisches Instrument, um eine effi ziente Emis-
sionsvermeidung zu erreichen, ist eine CO2-Steuer. Vgl. J. Blazejcz-
ak: Umweltökonomie und Umweltpolitik, in: R. Neubäumer, B. Hewel 
(Hrsg.): Volkswirtschaftslehre – Grundlagen der Volkswirtschaftstheo-
rie und Volkswirtschaftspolitik, 4. Aufl ., Wiesbaden 2005, S. 601-685.

43 Vgl. J. Weimann: Der Ausstieg aus der Kohle: alternativlos oder ver-
antwortungslos?, in: Perspektiven der Wirtschaftspolitik, 20. Jg. 
(2019), H. 1, S. 14-22; Umweltbundesamt: Der Europäische Emissi-
onshandel, 2019, https://www.umweltbundesamt.de/daten/klima/
der-europaeische-emissionshandel (26.8.2019).

44 Vgl. Bundesministeriums für Umwelt, Naturschutz und nukleare Si-
cherheit: Emissionshandel, a. a. O.; M. Bonn, G. Reichert: Klimaschutz 
außerhalb des EU-ETS – Stand und Perspektiven nach der Reform, 
cepInput, Nr. 4/2018, https://www.cep.eu/fi leadmin/user_upload/
cep.eu/Studien/cepInput_Klimaschutz_ausserhalb_des_EU-ETS/ce-
pInput_Klimaschutz_ausserhalb_des_EU-ETS.pdf (12.11.2019).
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Nationale klimapolitische Alleingänge nicht sinnvoll

Trotz dieses EU-weiten Klimaschutzkonzepts setzt 
Deutschland auf nationale Maßnahmen zur Senkung sei-
ner Emissionen in den ETS-Sektoren, wie das Erneuerba-
re-Energien-Gesetz (EEG) und den Kohleausstieg. Diese 
Maßnahmen sind überfl üssig, denn sie führen nur dazu, 
dass der Zertifi katspreis sinkt und damit mehr Emissionen 
in den ETS-Sektoren der andern europäischen Länder 
ausgelöst werden, die die deutschen Treibhausgasein-
sparungen kompensieren. Somit kommt es EU-weit nicht 
zu einem Rückgang der emittierten Menge. Zudem hätte 
der längerfristige Anstieg des Zertifi katspreises ohne Ein-
griffe der deutschen Regierung den Ausbau erneuerba-
rer Energien rentabel gemacht und zur Abschaltung von 
Kraftwerken mit hohem CO2-Ausstoß geführt. Vor diesem 
Hintergrund bezeichnet der Sachverständigenrat für Wirt-
schaft EEG und Kohleausstieg als „teuer und ineffi zient“45.

Für die Nicht-ETS-Sektoren hat sich Deutschland gegen-
über der EU verpfl ichtet, seine Treibhausgasemissionen 
bis 2020 um 14 % und bis 2030 um 38 % jeweils gegen-
über 2005 zu senken (vgl. Tabelle 3). Schon jetzt ist abseh-
bar, dass Deutschland dieses Ziel für 2020 deutlich ver-
fehlen wird: Im Nicht-ETS-Bereich betrugen seine Treib-
hausgasemissionen 2018 etwa 440 Mt CO2 eq und müss-
ten bis 2020 auf 410 Mt CO2 eq und bis 2030 auf knapp 300 
Mt CO2 eq zurückgehen. Diese Zielverfehlung ist vor allem 
auf den Verkehrssektor zurückzuführen und dort insbe-
sondere auf die Zunahme der Inlandsfahrleistung europä-
ischer Lkw in Deutschland.46 Als Folge muss Deutschland 
ab 2020 von anderen EU-Staaten ungenutzte Emissions-
zuweisungen kaufen, von denen es, wegen der vorzeitigen 
Erfüllung des Reduktionsziels in der EU, ausreichend viele 
am Markt geben dürfte. Im Bundeshaushalt wurden be-
reits für 2020, 2021 und 2022 jeweils 100 Mio. Euro für den 
Kauf solcher Emissionszuweisungen angesetzt. Zudem 
enthält das Klimaschutzpaket 2019 für die Nicht-ETS-
Sektoren den Einstieg in den Handel mit Emissionszerti-
fi katen – allerdings mit einem zu geringen Zertifi katspreis. 
Darüber hinaus ist es wenig sinnvoll, dass Deutschland auf 
europäischer Ebene Vereinbarungen zur Reduktion seines 
Treibhausgasausstoßes getroffen hat, sich aber gleichzei-
tig ehrgeizigere nationale Ziele setzt: Seine Treibhausgas-
emissionen sollen bis 2020 um mindestens 40 % und bis 
2030 um mindestens 55 % sinken. Da in diese nationalen 

45 Sachverständigenrat für Wirtschaft, a. a. O., S. 39. Besonders ineffi -
zient sind Sektorziele, wie sie der Klimaschutzplan 2050 vorgibt. Vgl. 
Bundesministeriums für Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicher-
heit: Der Klimaschutzplan 2050 – Die deutsche Klimaschutzlangfrist-
strategie, https://www.bmu.de/themen/klima-energie/klimaschutz/
nationale-klimapolitik/klimaschutzplan-2050/ (20.9.2019).

46 Vgl. Bundesregierung, Projektionsbericht, a. a. O., S. 44-45, 64, 97-101.

Reduktionsziele auch die ETS-Sektoren einbezogen wur-
den, ist ihre Nichterfüllung vorprogrammiert.47

Eine Eindämmung der Erderwärmung ließe sich am wir-
kungsvollsten erreichen, wenn weltweit der CO2-Ausstoß 
dort reduziert würde, wo die Vermeidungskosten am ge-
ringsten sind. Das setzte allerdings ein globales Klima-
schutzabkommen voraus, das weit über die Abmachungen 
von Paris hinausginge, zwingend von den bedeutendsten 
Ländern unterzeichnet würde und Sanktionen enthielte, die 
die Einhaltung des Abkommens sicherstellten.48 Ein solches 
globales Abkommen ist jedoch vollkommen unrealistisch. 

47 Bei gleichbleibendem Anteil Deutschlands am europäischen Treibhaus-
gasausstoß in den ETS-Sektoren von 2017 bis 2020 müssten die Emis-
sionen in den Nicht-ETS-Sektoren in nur drei Jahren auf weniger als die 
Hälfte reduziert werden, um das Gesamtziel für 2020 zu erreichen.

48 Vgl. ähnlich M. Frondel, a. a. O., S. 168.

Tabelle 3
Europäische und deutsche Ziele zum Klimaschutz
Änderung des Treibhausgasausstoßes in %

1 Das europaweite Ziel für 2030 (bzw. 2020) gilt für Deutschland nur, wenn es 
weder Emissionszertifi kate kauft noch verkauft.  2 Schätzwerte für diese Zie-
le im Vergleich zu 1990: ETS-Sektoren: -33 % für 2020 und -53 % für 2030, 
Nicht-ETS-Sektoren -35 % für 2020 und -50 % für 2030.   3 Das nationale Ziel 
schließt die ETS-Sektoren ein, in denen der deutsche Treibhausgasausstoß 
Ergebnis des europaweiten Handels ist.  3 Schätzwerte für diese Ziele im 
Vergleich zu 1990: ETS-Sektoren: -33 % für 2020 und -53 % für 2030, Nicht-
ETS-Sektoren -35 % für 2020 und -50 % für 2030.   4 Vgl. Bundesregierung: 
Projektionsbericht für Deutschland 2019, 2019, S. 23, https://cdr.eionet.
europa.eu/de/eu/mmr/art04-13-14_lcds_pams_projections/projections/en-
vxnw7wq/Projektionsbericht-der-Bundesregierung-2019.pdf (12.11.2019).

(Zwischen-)
Ziel für 2020 Ziel für 2030

EU28

Gesamtziele – Pariser Klimaabkommen

im Vergleich zu 1990

-20 -40

Ziele – EU-interne Regelungen

Für ETS-Sektoren (Energiewirtschaft 
und Industrie; ca. 45 %) – EU-weit

im Vergleich zu 2005

-21  -41 

Für Nicht-ETS-Sektoren – Verteilung auf 
die verschiedenen EU28-Staaten 
=> länderspezifi sche Ziele

im Vergleich zu 2005

-10 -30

Deutschland

Ziele – EU-interne Regelungen

Für ETS-Sektoren (Anlagen Energie-
wirtschaft und Industrie)1

im Vergleich zu 20052

-21  -41  

Für Nicht-ETS-Sektoren (Verkehr, 
Gebäude und Sonstige)

im Vergleich zu 20052

-14 -38

Gesamtziel1
im Vergleich zu 1990

-33  -51  

Nationale Ziele (nicht international ver-
pfl ichtend)3

im Vergleich zu 1990

mindestens 
-40 %

mindestens 
-55 %

Prognose 2019 (vor den klimapolitischen 
Maßnahmen im Herbst 2019)4

im Vergleich zu 1990

-33 -42
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Es wird auch nicht zu einem weltweiten CO2-Preis kommen, 
wie ihn Nordhaus bereits 1992 vorgeschlagen hat.49

Dennoch sollte Deutschland – gemeinsam mit Europa 
und anderen Industrieländern – anstreben, im Klima-
schutz mehr globale Kosteneffi zienz zu erreichen, indem 
es Entwicklungsländer und weniger entwickelte Schwel-
lenländer stärker mit Transferzahlungen und technischem 
Know-how unterstützt. Denn viele dieser Länder produ-
zieren mit veralteter Technik und hoher CO2-Intensität 
und decken ihren Energiebedarf überwiegend mit fossi-
len Brennstoffen. Entsprechend sind hier die Kosten für 
die Vermeidung von Emissionen klimaschädlicher Gase 
besonders niedrig.50 Für die fi nanzielle Unterstützung von 
Entwicklungsländern zur Verringerung ihrer Treibhausgas-
emissionen und für ihre Anpassung an den Klimawandel 
wurde bei den Vereinten Nationen der Green Climate Fund 
eingerichtet. Er sollte von den Industrieländern auch mit 
den für 2020 zugesagten 100 Mrd. US-$ ausgestattet und 
unter Umständen noch aufgestockt werden.

Die bereits hohen und weiter steigenden Emissionen kli-
maschädlicher Gase sind auch Ergebnis des zu hohen 
Wachstums der Weltbevölkerung: Sie ist zwischen 1960 
und 2017 – fast parallel zum CO2-Ausstoß und der Erdtem-
peratur – von 3,0 Mrd. auf 7,5 Mrd. gestiegen. Von dieser 
Zunahme um 4,5 Mrd. entfallen 2,7 Mrd. auf Asien und da-
von 1,6 Mrd. auf die beiden großen Treibhausgasemitten-
ten China und Indien.51 China hat aufgrund seines starken 
Bevölkerungswachstums bereits in den 1970er Jahren ri-
gorose Programme zur Geburtenkontrolle eingeführt und 
hat inzwischen nur noch moderate Wachstumsraten von 
etwa ½ % pro Jahr. Auch Indien hat früh Familienplanungs-
programme eingeführt52 und seine Geburtenraten zumin-
dest gesenkt; dennoch liegt das Wachstum seiner Bevöl-

49 Vgl. W. D. Nordhaus: An optimal transition path for controlling green-
house gases, in: Science, 258. Jg. (1992), H. 5086, S. 1315-1319, htt-
ps://science.sciencemag.org/content/258/5086/1315 (12.11.2019).

50 Vgl. M. Frondel, a. a. O., S. 169.
51 Eigene Berechnungen zur Bevölkerungsentwicklung mit Zahlen der 

Weltbank-Datenbank, https://databank.worldbank.org/source/world-
development-indicators (zuletzt aktualisiert im September 2017).

52 Vgl. P. Muttreja, S. Singh: Family planning in India: The way forward, in: 
Indian Journal of Medical Research, 148. Jg. (2018), Suppl. 1, S. S1-S8.

kerung immer noch bei etwa 1,1 % pro Jahr. Die höchsten 
und seit 1960 nahezu unveränderten Wachstumsraten von 
2,4 % bis 2,8 % pro Jahr weist allerdings die Gruppe der 
Länder mit niedrigen Einkommen auf, die sich in Südasi-
en und vor allem in der Sub-Sahara konzentrieren.53 Hin-
zu kommt noch ein hohes Bevölkerungswachstum in den 
Ländern des Mittleren Ostens und Nordafrikas sowie ein 
moderates Wachstum in den meisten Industriestaaten.

Vor diesem Hintergrund wird die Weltbevölkerung weiter 
stark zunehmen. Die Vereinten Nationen prognostizieren, 
dass sie bis 2030 etwa auf 8,5 Mrd. steigen und bis 2050 
zwischen 9,4 Mrd. und 12,7 Mrd. erreicht haben wird.54 Da-
her muss die Notwendigkeit, das weltweite Bevölkerungs-
wachstum zu begrenzen, stärker in den Blickpunkt gerückt 
werden und internationale Anreize und Abkommen zur Sen-
kung der Geburtenraten müssen  thematisiert werden. Denn 
eine weiter stark steigende Weltbevölkerung führt nicht nur 
zu einem höheren Ausstoß klimaschädlicher Gase, sondern 
auch zu vielfältigen anderen Belastungen der Umwelt.

Schließlich sollte Deutschland seine Ressourcen nicht 
fast ausschließlich für Maßnahmen zur Vermeidung von 
Treibhausgas emissionen nutzen, sondern auch auf natio-
nale Maßnahmen zur Anpassung an die negativen Folgen 
des Klimawandels setzen und ausreichend Finanzmittel 
für staatliche Maßnahmen und zur Förderung privatwirt-
schaftlicher Initiativen bereithalten.55 Denn wir müssen uns 
auf eine weitere Erderwärmung und ihre Folgen, wie höhe-
re Durchschnittstemperaturen, den Anstieg des Meeres-
spiegels, Wassermangel und zunehmende Wetterextreme 
einstellen. Die „unbequeme Wahrheit“ ist: Der Klimawan-
del wird weitergehen!

53 Bei Beibehaltung einer jährlichen Wachstumsrate von um die 2,6 % 
würde in diesen Ländern die Bevölkerung bis 2030 um etwa 270 Mio. 
steigen und bis 2050 sogar um etwa 920 Mio.

54 Vgl. United Nations: World population prospects – Highlights, 2019, htt-
ps://population.un.org/wpp/Publications/Files/WPP2019_Highlights.pdf.

55 Vgl. Sachverständigenrat für Wirtschaft, a. a. O., Z. 34, Z. 14-15; Bun-
desregierung: Anpassungsstrategie an die Folgen des Klimawandels, 
2008, https://www.bmu.de/fi leadmin/bmu-import/fi les/pdfs/allgemein/
application/pdf/das_gesamt_bf.pdf (12.11.2019); Umweltbundesamt: 
Weiterentwicklung der DAS, 2019, https://www.umweltbundesamt.de/
themen/klima-energie/klimafolgen-anpassung/anpassung-auf-bun-
desebene/weiterentwicklung-der-das (29.8.2018).
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